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ag~n zu den Stcnogmphischen Protokollen 

des Nationalrates XVII G 
. esetzgcbungsperiode 

A N FRA G E 

be~reffe~d die Fes~s~ell~~g~ welc~e Rec~~e Pa~ie~~I~~e~ i~ 
Rah~e~ der gel~e~de~ Rec~~sord~~~g ~abe~ ~~d welc~e 
Möglic~~ei~e~ z~ i~rer D~rchsetz~~g bestehe~ 

Xm ~@ric~t ~@r ~~~d~$r~gier~~~ iM Z~$~Mma~hang mit den Vorgängen 
im Kra~ke~ha~s lai~z sowie i~ diesbezügliche~ Bericht der 
inter~a~io~ale~ Experte~~om~issio~ finden sich zahlreiche 
Hinweise dara~f~ daß in österraichische~ Kra~kenanstalten 
9rundlege~de Rechte vo~ Antaltspatien~Inne~ häufig nicht gewahrt 
werde~. Explizit werden u.s. folgende Mißstände erwähnt: 
- Betre~~~g durch Personal mit teilweise ma~gelhafter fachlicher 

KO~lPete~z, 
- Betreuu~g durch MitarbeiterInnen nicht zuständiger 

Ber~fsgrulPlPen, 
- Betre~u~g durch bisweilen völlig überarbeitetes Personal, 
- Betreuung durch Angehörige verschiedener Berufsgruppen, deren 

Arbeitskoordill1atio~ bisweilen mangelhaft ist, 
- Mangelhafte bis fehlende Aufklärung über die eigene Krankheit 

und sich daraus ergebende Konsequenzen, 
- Mangelhafte bis fehlende Aufklärung über vorgesehene 

diagnostische und therapeutische Maßnahmen, deren Risiken und 
Folgeirn, 

- Mängel in der räumlichen Unterbringung (Sc~werstkranke und 
S~erbe~de ge~ei~sam~ Notbe~te~ usw.) etc. 

Danebe~ schei~t es aber auch dri~ge~d notwendig geworden zu 
sein, ga~z all~ägliche und quasi zur Morm gewordene Verletzungen 
der Rech~e von Anstaltspatie~tI~nen aufzuarbeiten und in Zukunft 
zu ver~in~ern: so etwa die per Hausordnung 9gerechtfertigtenU 
Einschränku~~en der Freizügigkei~, der Kommunikation mit 
Ange~örigen un~ Verwa~dten, der Verfügu~gsgewalt über Eigentum 
UlSW. 
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Viele der angeschnittenen Fragen fallen zwar auch in den Bereich 
der Landesgesetzgeb~ng bzw. in den autonomen Bereich der 
Krankenanstalten - da aber dem Bund immerhin die Kompetenz der 
Grundsatzgesetzgebung in Fragen des Spitalswesens zukommt (Art. 
12 Abs. i Z. 1 BVG) , richten die unterfertigten Abgeordneten an 
den Bundes~inister f~r ~~stiz folgende 

A ~ FRA G E 

1.) Welche ~echte haben Patient Innen in Krankenanstalten im 
Rahmen der geltenden Rechtsordnung in bez~g a~f Information über 
ihre Er~rankung und wie können sie diese durchsetzen? 

2.) Welche ~echte haben Patientinnen in Krankenanstalten im 
Rah~en der geltenden Rechtsordnung in bezug a~f Information über 
geplante bzw. d~rchgef~hrte diagnostische Eingr1ffe, ihre Risken 
und ihre thera~eutischen Konseq~enzen und wie können sie diese 
durchsetzen? 

3.) W@lch@ R@~~t@ ha~en Patie~t!~~~~ in Kr~n~®nmn$talten 1m 
Rahmen der geltenden Rechtsordn~ng in bez~g auf Information über 
geplante bzw. d~rchgef~hrte therapeutische Maßnah~en, ihre 
Risken ~nd ~ebenwirkungen und wie können sie diese durchsetzen? 

4.) Wie muß die Information in all diesen Fällen in bezug auf 
Verständlichkeit, Umfang, Schriftlich~eit usw. i~ Rah~en der 
geltenden ~echtsordnung beschaffen sein? 

5.) Ab welcher statistischen Größe ~uß ein besti~~tes, ~it 
diagnostischen oder therapeutischen Eingriffen verbundenes 
Risiko einer/~ Patient!n auch dann mitgeteilt werden, wenn 
die/der PatientIn nicht ausdr~cklich danach gefragt hat, und wie 
ist dieses Recht durchzusetzen? 

s.) Bis zu welcher statistischen Größe muß ein bestimmtes 
mit diagnostischen oder therapeutischen Eingriffen verbundenes 
Risiko Patient Innen nur auf deren ausdr~ckliche Frage danach 
mitgeteilt werden und wie ist dieser Rechtsans~ruch 
durchzusetzen? 

7.) Welche ~echte haben PatientInnen in Krankenanstalten im 
Rah~en der geltenden Rechtsordnung in bezug auf die Verweigerung 
einzelner oder aller vorgesehener diagnostischer und/oder 
therapeutischer Eingriffe ~nd welche deshalb gg1. gezogenen 
Konsequenzen seitens der Krankenanstalt oder des 
Versic~eru~gst~ägers si~d gesetzlich gadeckt? 

8.) Walche Rechte haben PatientInnen in Krankananstalten im 
Rahmen der geltenden Rechtsordnung in bezug auf vorherige 
Information wenn an ihnen neue diagnostische oder therapeutische 
Maßnah~en (i~kl. Medika~ente) klinisch erprobt werde~ und wie 
muß diese I~forMation beschaffe~ sein? 
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9.) Für welche Krankenanstalten wurden Ethikkommissionen 
eingerichtet und in welchen Fällen muß vor der klinischen 
Erpro~un~ neuer Medikamente bzw. neuer diagnostischer oder 
therapeutisc~er Verfahren eine Et~ikkom~ission zwingend 
zugezogen werden? 

10) Sind die Er~ebnisse der Oberprüfun~ geplanter Versuche 
durch eine EthikkoM~ission zwingend oder können klinische 
Versuc~e auch dann durc~geführt werden, wenn die Ethikkommission 
sie als et~isch nicht einwandfrei eingeschätzt hat? 

11.) Wer kann Einsicht in die Arbeitsunterla~en und Akten der 
Ethikko~~ission neh~en und wie ist dieses Recht durchsetzbar? 

i2.) Welche Rechte haben Patient Innen in Krankenanstalten i~ 
Rahmen der geltenden Rechtsordnung in bezu~ auf ßehandlun~ und 
Pflege ausschließlich durch dazu nachweislich ausreichend 
qualifiziertes Personal und wie ist dieses Recht durchzusetzen? 

13.) Welche rechtlichen Mö~lichkaiten bestehen im Rah~en der 
geltenden Rechtsordnun~ für Anstaltspatientinnen, die sich gegen 
die Pfle~e ~nd Behandl~ng durch hä~fig völlig übermüdetes 
Spitals~ersonal, de~ ja ~nvorstellbar lange Tages- ~nd 
Wochenarbeitszeiten zugem~tet werden, zur Wehr setzen wollen? 

14.) Welche Rechtsansprüche haben Patientinnen in 
Krankenanstalten i~ Rahmen der geltenden Rechtsordnung in bezug 
darauf, daß für ihre Betreuung wesentliche Einzelheiten 
innerhalb des betreuenden Tea~s weitergegeben werden und die 
Betreuung daher entsprechend koordiniert abläuft? Wie sind diese 
Rechtsansprüche durchzusetzen? 

15.) Welche Rechtsvorschriften finden sich in der geltenden 
Rechtsordnun~ in bezug auf die räumliche Unterbringung von 
Anstaltspatientinnen und wie sind diese Rechtsansprüche 
durchzusetzen? 

16.) Welche Rechtsvorschriften finden sich in der geltenden 
Rechtsordnun~ in bezug auf die Rechte von Angehörigen bzw. 
wesentlichen Bezugspersone~ vo~ Anstaltspatie~tInnen und wie 
~ö~ne~ diese i~re Rec~te durchsetzen? 

17.) Ist es zulässi~, durc~ Anstaltsordnungen die Rechte der 
PatientIn~en bezüglich Ko~~unikation ~it An~e~öri~en, 
selbständi~er VerfO~un~ über ~itgebrachtes persönliches 
Eigentu~~ selbständi~es zeitwaises Verlassen der Anstalt etc. 
über die selbstverständlic~e Rücksic~tnah~e auf ~itpatientlnnen 
hinaus zu ver~ürzen? 

18.) Wenn ja~ wie beurteilen Sie diese Rechtslage und was werden 
Sie dagegen tun? 

19.)Wenn nein~ was werden Sie tun um Obergriffe der 
Krankenanstalten auf die Privatsphäre und dia grundsätzlichen 
bürgerlichen Rechte der PatientInnen in Zukunft .zu ver'hindern? 
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